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Das Informationsblatt richtet sich an die Kommunen und ihre Unternehmen 

sowie an die Kommunalaufsichtsbehörden.  

 

Die Checkliste wird vom Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integration als 

Muster herausgegeben. Sie soll eine Arbeitshilfe im Anzeigeverfahren nach § 108 

der Gemeindeordnung (GO) sein, dies nicht nur für die Kommunalaufsichtsbehörden, 

sondern auch für die anzeigenden Kommunen und ihre Unternehmen. Die Checkliste 

soll den Vollzug des Gemeindewirtschaftsrechts vereinheitlichen und dadurch die 

Rechtssicherheit für die Kommunen und ihre Unternehmen erhöhen. 

Die Checkliste ist modular aufgebaut:  

 Im Blatt A sind für alle Einrichtungen (§ 101 Abs. 4 GO) und wirtschaftlichen 

Unternehmen (§ 101 Abs. 1, § 101 a GO) Angaben zu dem angezeigten 

Vorhaben zu machen. 

 Im Blatt B ist nur für wirtschaftliche Unternehmen das Vorliegen der 

Zulässigkeitsvoraussetzungen des § 101 Abs. 1 bzw. des § 101 a GO 

(„Schrankentrias“) darzulegen.1 

Abhängig von der Rechtsform der Einrichtung oder des wirtschaftlichen 

Unternehmens wird dann 

 im Blatt C nur für Gesellschaften (§ 102 GO) und für Genossenschaften oder 

andere privatrechtliche Vereinigungen (§ 105 GO), 

 im Blatt D nur für Kommunalunternehmen (§ 106 a GO) und für gemeinsame 

Kommunalunternehmen (§§ 19 b bis d GkZ) sowie 

 im Blatt E nur für Eigenbetriebe (§ 106 GO) und für eigenbetriebsähnliche 

Einrichtungen 

abgefragt, ob die betreffenden Gründungsvoraussetzungen gegeben sind. 

 Im Blatt V ist nur von der Kommunalaufsichtsbehörde der Verlauf und das 

Ergebnis des Anzeigeverfahrens zu dokumentieren. 

  

                                                           
1 Das Recht der Kommunalaufsichtsbehörden, Auskunft zu den finanziellen Auswirkungen einer 
Einrichtung (§ 101 Abs. 4 GO) auf den Haushalt der Kommune zu verlangen (§ 122 GO), bleibt von 
dem Anzeigeverfahren und der „Checkliste“ unberührt. 
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☐ Der Kreis/ ☒ Die Stadt/ ☐ Das Amt/ ☐ Die Gemeinde/ ☐ Der Zweckverband 

Landeshauptstadt Kiel will 

☒ unmittelbar/ ☐ mittelbar2 

☐ die Einrichtung (§ 101 Abs. 4 GO)/ 

☒ das wirtschaftliche Unternehmen (§ 101 Abs. 1, § 101 a GO) 

Stadtbahn Planungs- und Baugesellschaft mbH in der 

☐ öffentlich-rechtlichen Rechtsform 

☐ Eigenbetrieb (§ 106 GO)/ 

☐ eigenbetriebsähnliche Einrichtung (§§ 101 Abs. 4 Satz 3, 97 GO)/ 

☐ Kommunalunternehmen (§ 106 a GO)/ 

☐ gemeinsames Kommunalunternehmen (§ 19 b des Gesetzes über 

kommunale Zusammenarbeit – GkZ) mit folgenden Beteiligten3 

(erforderlichenfalls bitte gesonderte Liste beifügen): 

 

Beteiligte Anteil am Stammkapital4 

[Bezeichnung des Beteiligten] [TEUR] ([X] %) 

[Bezeichnung des Beteiligten] [TEUR] ([X] %) 

[Bezeichnung des Beteiligten] [TEUR] ([X] %) 

[Bezeichnung des Beteiligten] [TEUR] ([X] %) 

[Bezeichnung des Beteiligten] [TEUR] ([X] %) 

 

☒ privatrechtlichen Rechtsform  

☒ Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH), und zwar mit folgenden 

Gesellschaftern3 (erforderlichenfalls bitte gesonderte Liste beifügen): 

 

Gesellschafter Anteil am Stammkapital4 

Landeshauptstadt Kiel 25 TEUR (100 %) 

  

  

  

  

 

  

                                                           
2 Mittelbare Beteiligungen sind nur dann anzuzeigen, wenn die Kommune an dem sich beteiligenden 
Unternehmen unmittelbar oder mittelbar mit mindestens 25 % beteiligt ist (§ 108 Abs. 2 GO). 
3 Es ist hier auch die eigene Beteiligung der Kommune aufzuführen. 
4 Beträge in TEUR. 
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☐ GmbH & Co. KG mit der [Bezeichnung des Unternehmens] als 

Komplementär (☐ es handelt sich dabei um die vorstehende GmbH) und 

folgenden Kommanditisten (erforderlichenfalls bitte gesonderte Liste beifügen) 

 

Kommanditisten Anteil am Stammkapital 

[Bezeichnung des Gesellschafters] [TEUR] ([X] %) 

[Bezeichnung des Gesellschafters] [TEUR] ([X] %) 

[Bezeichnung des Gesellschafters] [TEUR] ([X] %) 

[Bezeichnung des Gesellschafters] [TEUR] ([X] %) 

[Bezeichnung des Gesellschafters] [TEUR] ([X] %) 

 

☐ Aktiengesellschaft/ 

☐ [Bezeichnung einer anderen Rechtsform]5 

☒ gründen  

☐ wesentlich erweitern/ 

☐ in der Satzung bzw. im Gesellschaftsvertrag wesentlich verändern.6 

  

                                                           
5 z. B. als eine Genossenschaft oder andere privatrechtliche Vereinigung (§ 105 GO). 
6 Die Änderung einer Satzung bzw. eines Gesellschaftsvertrags ist wesentlich, wenn sie 

Auswirkungen auf die Erfüllung des öffentlichen Zwecks (§ 101 Abs. 1 Nr. 1 GO), auf die gemeindliche 
Leistungsfähigkeit (§ 101 Abs. 1 Nr. 2 GO) oder auf die gemeindliche Einflussnahme auf die 
Gesellschaft (§ 102 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 GO) hat. Wesentlich ist insoweit insbesondere eine Änderung 
des Unternehmensgegenstands, vor allem dann, wenn die Gesellschaft dadurch wesentlich 
erweitert wird. Wesentlich erweitert wird ein Unternehmen, wenn z. B. ein neuer Betriebszweig von 
eigenem Gewicht hinzukommt. Von einer wesentlichen Erweiterung des Unternehmens ist jedenfalls 
dann auszugehen, wenn die hinzugekommene wirtschaftliche Betätigung den Umsatz des 
Unternehmens im Vergleich zum Vorjahr um mehr als ein Drittel erhöht. 
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Die Zulässigkeitsvoraussetzungen gelten nur für wirtschaftliche Unternehmen 

(§ 101 Abs. 1, § 101 a GO). Einrichtungen im Sinne des § 101 Abs. 4 GO 

müssen die nachstehenden Anforderungen nicht erfüllen. Gleichwohl sind sie 

nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu verwalten (§ 

101 Abs. 4 Satz 2 GO). 

 

Zur Beurteilung, ob das Vorhaben die Zulässigkeitsvoraussetzungen für 

wirtschaftliche Unternehmen erfüllt, werden der Kommunalaufsichtsbehörde folgende 

Unterlagen vorgelegt bzw. liegen dort bereits vor: 

☒ Entwurf eines Gesellschaftsvertrags, 

☐ aktueller Haushalt bzw. Nachtrag der Kommune für das laufende Haushaltsjahr, 

☐ Konzernbetrachtung für die wirtschaftliche Betätigung und die Beteiligungen der 

Kommune, 

☒ Plan-Bilanz und Plan-Gewinn- und Verlustrechnung für das 5. Geschäftsjahr des 

zu gründenden bzw. des zu erweiternden Unternehmens, 

☐ aktuelle Bilanzen sowie Gewinn- und Verlustrechnungen der weiteren von dem 

Vorhaben betroffenen Unternehmen,7 

☒ Abwägungsbericht sowie Organisationsstudie Civity 

 

1. Zweckbindung 

Mit dem Unternehmensgegenstand Vorhabenträgerschaft bei der Einführung eines 

Stadtbahn-Systems auf dem Gebiet der Landeshauptstadt verfolgt das Unternehmen 

☐ den öffentlichen Zweck der örtlichen Energieversorgung, wovon im Falle 

einer energiewirtschaftlichen Betätigung im Sinne des § 101 a GO 

ausgegangen wird8/ 

☒ einen anderen öffentlichen Zweck,9 nämlich die Förderung einer 

ausreichenden Versorgung der Bevölkerung mit ÖPNV-Dienstleistungen.  

☒ Der Ortsbezug für die Erfüllung des öffentlichen Zwecks (Art 28. Abs. 2 des 

Grundgesetzes) ist im Unternehmensgegenstand festgeschrieben.10 

                                                           
7 Die Vorlage der Bilanzen sowie der Gewinn- und Verlustrechnungen für die durch das Vorhaben 
betroffenen Unternehmen ist regelmäßig dann nicht mehr erforderlich, wenn der 
Kommunalaufsichtsbehörde eine Konzernbetrachtung vorliegt (dazu Fn. 15).   
8 Die wirtschaftliche Betätigung zur Erzeugung oder Gewinnung, dem Vertrieb oder der Verteilung von 
Energie im Bereich der Strom-, Gas-, Wärme- und Kälteversorgung (energiewirtschaftliche Betäti-
gung) dient grundsätzlich einem öffentlichen Zweck (§ 101 a Abs. 1 Satz 1 GO). Dieser muss im 
Anzeigeverfahren nicht mehr dargelegt werden. 
9 Öffentlicher Zweck kann jedweder im Aufgabenbereich der Kommune liegende Gemeinwohlbelang 
sein, nicht aber eine bloße Gewinnerzielungsabsicht. Öffentliche Zwecke ergeben sich insbesondere 
aus der Daseinsvorsorge, aber auch aus dem gemeindlichen Infrastrukturauftrag, z. B. im Hinblick auf 
den Bau und Betrieb von Lichtwellenleiternetzen („Breitband“). Im Wettbewerb zusammen mit der 
Haupttätigkeit erbrachte, verbundene Tätigkeiten (Annextätigkeiten) werden durch den öffentlichen 
Zweck der Haupttätigkeit als mitgetragen angesehen, sofern es sich um der Haupttätigkeit 
untergeordnete Tätigkeiten handelt. 
10 Ungeachtet des Wegfalls der Bedarfsklausel des § 101 Abs. 1 Nr. 2 2. Alt. GO muss die 
wirtschaftliche Betätigung nach wie vor in den Bedürfnissen und Interessen der örtlichen 
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2. Leistungsfähigkeit der Kommune und des Unternehmens 

a) Finanzkraft der Kommune 

Die dauernde finanzielle Leistungsfähigkeit der Kommune11 ist unter 

Berücksichtigung des zu gründenden Unternehmens bzw. der Erweiterung des 

Unternehmens 

☒ gegeben. 

☐ nicht gegeben. 

☒ Anhaltspunkte dafür, dass die dauerhafte Leistungsfähigkeit gegeben ist, ergeben 

sich 

☐ aus dem Erlass der Kommunalaufsicht vom [Datum des Erlasses] zum 

aktuellen Haushalt bzw. Nachtrag oder – sofern dieser nicht erteilt wurde – 

☒ im Falle der doppelten Buchführung aus der mittelfristigen 

Ergebnisplanung,12 nämlich: Konsolidierungspfad der LHK auf dem Weg 

zu ausgeglichenen Ergebnisplänen ab 2028. 

☐ im Falle der kameralen Buchführung aus dem Finanzplan,13 nämlich: 

[Anhaltspunkte für die dauernde Leistungsfähigkeit der Kommune] 

☐ Obgleich die dauernde Leistungsfähigkeit der Kommune nicht gegeben ist, steht 

das Unternehmen nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur 

Leistungsfähigkeit der Kommune, 

☐ da die wirtschaftliche Betätigung zur Erfüllung des öffentlichen Zwecks 

dringend geboten ist, nämlich: [Begründung]. 

☐ und das davon ausgehende Risiko für die Finanzkraft der Kommune 

hinnehmbar ist,14 weil 

                                                           
Gemeinschaft wurzeln (BVerfG, Beschl. v. 23. November 1988 – 2 BvR 1619/83, 2 BvR 1626/83 – 
Juris, Rn. 59). Der Ort der Erfüllung des öffentlichen Zwecks sollte daher in den 
Unternehmensgegenstand aufgenommen werden. Es wird insoweit auf Erl. 2 f. des 
Mustergesellschaftsvertrags verwiesen. 
11 Die dauernde Leistungsfähigkeit kann als gesichert gelten, wenn die Gemeinde voraussichtlich in 
der Lage ist, ihren bestehenden Verpflichtungen nachzukommen, ihr Vermögen pfleglich und 
wirtschaftlich zu verwalten und die Finanzierungskosten und Folgekosten bevorstehender notwendiger 
Investitionen zu tragen. 
12 Aufschlüsse über die dauernde Leistungsfähigkeit ergeben sich bei Gemeinden, die ihre 
Haushaltswirtschaft nach den Grundsätzen der doppelten Buchführung führen, aus der 
mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung und der Ergebnisrücklage. Die mittelfristige 
Ergebnisplanung soll in jedem Jahr in Erträgen und Aufwendungen ausgeglichen sein, d. h. sie soll 
möglichst einen Jahresüberschuss ausweisen, dabei sind das Haushaltsjahr, die drei nachfolgenden 
Jahre sowie die beiden vorangegangenen Haushaltsjahre – hier die Ergebnisrechnung, soweit sie 
vorliegt – zu betrachten. 
13 Aufschlüsse über die dauernde Leistungsfähigkeit bei Gemeinden, die ihre Haushaltswirtschaft 
nach den Grundsätzen der kameralen Buchführung führen, ergeben sich aus dem Finanzplan, der 
alle in den Planungsjahren für die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde voraussichtlich eingehenden 
Einnahmen und zu leistenden Ausgaben enthalten muss. Als Nachweis der dauernden 
Leistungsfähigkeit dient das Muster der Anlage 9 der Ausführungsanweisung zur GemHVO-Kameral. 
Bei mittelfristig positivem Finanzspielraum ist in der Regel davon auszugehen, dass die 
Kreditverpflichtungen mit der dauernden Leistungsfähigkeit der Gemeinde im Einklang stehen. 
14 Hinnehmbar ist das Risiko, wenn Gefahren für die wirtschaftliche Betätigung der Kommune und 
ihrer Unternehmen insgesamt nicht ersichtlich und auch infolge der Durchführung des Vorhabens 



Gemeindewirtschaftsrechtliches Prüfprogramm im 
kommunalaufsichtlichen Anzeigeverfahren nach 
§ 108 der Gemeindeordnung (GO) – „Checkliste“ 

Blatt B 

Zulässigkeitsvoraussetzungen 
für wirtschaftliche Unternehmen 

 

6 
Stand: 22. Januar 2020 

☐ die Konzernbetrachtung des von der obersten 

Kommunalaufsichtsbehörde herausgegebenen Unternehmenskatasters 

für die Kommune und ihre Unternehmen – auch unter Berücksichtigung 

des Vorhabens15 – ergibt, dass durch die wirtschaftliche Betätigung und 

die Beteiligungen der Kommune insgesamt eine Eigenkapitalquote von 

30 % und ein Schuldendeckungsgrad von 15 % nicht unterschritten 

werden. 

☐ sich durch die wirtschaftliche Betätigung die Risiken nicht zum 

Nachteil der Kommune verändern werden:16 [Begründung]. 

☐ [anderweitige Begründung]. 

 

b) Finanzkraft des Unternehmens 

☒ Die wirtschaftliche Betätigung steht nach Art und Umfang in einem angemessenen 

Verhältnis zur Leistungsfähigkeit des Unternehmens, denn  

☐ die Konzernbetrachtung des von der obersten Kommunalaufsichtsbehörde 

herausgegebenen Unternehmenskatasters ergibt für dieses Unternehmen –

auch unter Berücksichtigung des Vorhabens15 –, dass eine Eigenkapitalquote 

von 30 % und ein Schuldendeckungsgrad von 15 % nicht unterschritten 

werdden.16 

☒ Die, trotz erwarteter überwiegender Förderung der Investitionskosten 

durch Bund und Land, erheblichen Eigenanteile bis zum Systemstart 

werden durch kontinuierliche enge Einbindung der Kämmerei 

entsprechend mit der Mittel- und Langfristplanung verzahnt, sodass im 

Rahmen einer notwendigen Priorisierung, die erwarteten 

Verausgabungen realisiert werden können. Eine nähere Betrachtung 

hierzu findet sich im Abwägungsbericht. 

 

c) Verwaltungskraft 

☒ Die Kommune verfügt über personelle und sachliche Ressourcen für eine 

Beteiligungsverwaltung, die sie in die Lage versetzt, ihre wirtschaftlichen 

Unternehmen, Einrichtungen und Beteiligungen – und auch das angezeigte 

                                                           
nicht zu befürchten sind. Dies ist jedenfalls dann der Fall, wenn die Konzernbetrachtung des von der 
obersten Kommunalaufsichtsbehörde herausgegebenen Unternehmenskatasters für die Kommune 
und ihre Unternehmen – auch unter Berücksichtigung des Vorhabens – ergibt, dass durch die 
wirtschaftliche Betätigung und die Beteiligungen der Kommune insgesamt (d. h. im gewichteten Mittel 
über alle Einrichtungen und wirtschaftlichen Unternehmen der Kommune ohne deren „Kernhaushalt“) 
eine Eigenkapitalquote von 30 % und ein Schuldendeckungsgrad von 15 %  nicht unterschritten 
werden. 
15 Maßgeblich sind hier die Angaben in der Plan-Bilanz und in der Plan-Gewinn- und Verlustrechnung 
für das 5. Geschäftsjahr des zu gründenden bzw. des zu erweiternden Unternehmens. 
16 An einer nachteiligen Veränderung des Risikos für die Kommune fehlt es regelmäßig dann, wenn 
eine bestehende wirtschaftliche Betätigung nur in eine andere Rechtsform verlagert wird und der 
Umfang der unmittelbaren und mittelbaren Haftungsverpflichtung der Kommune dadurch nicht 
zunimmt. Dabei sind auch Ergebnisabführungen zu berücksichtigen, insbesondere bei einer 
Verrechnung im Rahmen eines Querverbunds. 
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Vorhaben – wirksam zu steuern und zu kontrollieren (§ 109 a Abs. 1 GO). Es ist 

dafür eine anteilige Stelle in der Beteiligungsverwaltung (EBK, insg. 6 VZÄ 

Beteiligungsmanager*innen) vorgesehen. 

☐ Die Kommune wird künftig über eine für die Steuerung und Kontrolle ihrer 

wirtschaftlichen Unternehmen, Einrichtungen und Beteiligungen – und auch des 

angezeigten Vorhabens – hinreichende Beteiligungsverwaltung verfügen. Dazu wird 

es voraussichtlich erforderlich sein, dass [Maßnahmen zur Stärkung der 

Verwaltungskraft]. 

 

3. Subsidiarität 

☐ Es handelt sich um eine energiewirtschaftliche Betätigung, bei der ein öffentlicher 

Zweck vermutet wird. Das Eigenkapital soll marktüblich verzinst werden (§ 107 

GO).17 

☒ Der öffentliche Zweck kann nicht besser und wirtschaftlicher auf andere Weise 

erfüllt werden (§ 101 Abs. 1 Nr. 3 GO), da dies nach den Ergebnissen interner 

Beratungen sowie einer gutachterlichen Organisationsstudie so der Fall ist. 

Eine nähere Betrachtung hierzu findet sich im Abwägungsbericht. 

 

☐ Im Zuge der Anzeige wird eine Genehmigung für eine wirtschaftliche Betätigung 

im Ausland (§ 101 Abs. 3 GO) beantragt:18 [Begründung des Antrags] 

                                                           
17 Im Falle einer energiewirtschaftlichen Betätigung ist die Subsidiarität nicht darzulegen. Hier 
genügt es, wenn eine marktübliche Verzinsung des Eigenkapitals erwirtschaftet werden soll (§ 107 
GO). Als marktüblich ist eine Eigenkapitalrendite jedenfalls dann anzusehen, wenn der gesetzliche 
Zinssatz des § 352 des Handelsgesetzbuchs in Höhe von 5 % vor Steuern erreicht wird. Dies 
entspricht in etwa 3 % nach Steuern. Im Ausnahmefall, z. B. in der Gründungsphase eines 
Unternehmens, kann hiervon abgewichen werden. 
18 Die Aufnahme einer wirtschaftlichen Betätigung im Ausland bedarf der vorherigen 
Genehmigung durch die Kommunalaufsichtsbehörde (§ 101 Abs. 3 Satz 2 GO). Zuständig für die 
Genehmigung einer energiewirtschaftlichen Betätigung im Ausland ist die oberste 
Kommunalaufsichtsbehörde beim Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integration (§ 101 a 
Abs. 1 Satz 2 GO). 
Im Genehmigungsverfahren sind im Hinblick auf die Verwaltungskraft der Kommune (§ 101 Abs. 1 
Nr. 2, § 101 Abs. 3 Satz 1 GO; vgl. auch Blatt B, dort 2. c) drei Kategorien von Auslandsbeteiligungen 
zu unterscheiden: 

 grenznahe Betätigungen, 

 Betätigungen innerhalb der Europäischen Union zzgl. Norwegen und Schweiz sowie 

 darüberhinausgehende Betätigungen. 
Dabei sind insbesondere die Betätigungen außerhalb der Europäischen Union zzgl. Norwegen und 
Schweiz intensiv zu begründen und nachzuweisen, dass die kommunalrechtlichen 
Zulässigkeitsvoraussetzungen vor Ort vollumfänglich und durchgehend eingehalten werden können. 
Im Gegensatz dazu sind grenzüberschreitende Betätigungen von Kommunen in Dänemark, 
insbesondere von hiesigen grenznahen Kommunen, aufgrund der gesicherten rechtlichen und 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen in Dänemark, im Regelfall genehmigungsfähig. 
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Die nachstehenden Gründungsvoraussetzungen sind nur dann einzuhalten, 

wenn die Kommune unmittelbar oder mittelbar Gesellschaften gründet, sich an 

der Gründung von Gesellschaften beteiligt oder sich an bestehenden 

Gesellschaften beteiligt (§ 102 Abs. 1 Satz 1 GO). Es wird insoweit auf das vom 

Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integration herausgegebene 

Muster eines Gesellschaftsvertrags verwiesen. 

 

Zur Beurteilung, ob das Vorhaben die Gründungsvoraussetzungen für 

Gesellschaften erfüllt, werden der Kommunalaufsichtsbehörde folgende Unterlagen 

vorgelegt bzw. liegen dort bereits vor: 

☒ Abwägungsbericht nach § 102 Abs. 1 Satz 2 GO, 

☒ Entwurf eines Gesellschaftsvertrags bzw. einer Satzung, 

☒ Organisationsstudie für die Planung, den Bau und den Betrieb eines hochwertigen 

ÖPNV-Systems in der Landeshauptstadt Kiel. 

 

1. Wichtiges Interesse 

☒ Es liegt ein wichtiges Interesse der Kommune an der Gründung oder der 

Beteiligung vor (§ 102 Abs. 1 Satz 1 GO). Ein sachgerechter Grund für die Wahl der 

privaten Rechtsform besteht darin, dass diese die wirtschaftlichste Lösung auch 

unter dem Aspekt der Haftungsbeschränkung darstellt. 

☒ Die kommunale Aufgabe wird dauerhaft mindestens ebenso gut und wirtschaftlich 

wie in Organisationsformen des öffentlichen Rechts erfüllt, weil im Hinblick auf den 

Zweck der Gesellschaft keine Nachteile gegenüber öffentlichen Rechtsformen 

bestehen. Näheres siehe Abwägungsbericht bzw. Organisationsstudie. 

 

2. Anforderungen an den Gesellschaftsvertrag bzw. an die Satzung19 

a) Ausrichtung der Gesellschaft auf den öffentlichen Zweck (§ 102 Abs. 2 Satz 1 Nr. 

1 GO): § 2 

☐ Die Bindung an den öffentlichen Zweck wird im Statut nicht verankert, da 

[Begründung der Ausnahme von der Gründungsvoraussetzung]. 

 

b) Begrenzung der Haftung und der Einzahlungsverpflichtung der Kommune auf 

einen ihrer Leistungsfähigkeit angemessenen Betrag (§ 102 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 

GO) 

                                                           
19 Die Gestaltung des Statuts steht unter dem Vorbehalt des gesellschaftsrechtlich Machbaren. Im 
Einzelfall können die Mehrheitsverhältnisse der Anteilseigner oder die als Bundesrecht vorrangig 
geltenden Bestimmungen des Gesellschaftsrechts entgegenstehen. Solche Hindernisse sind 
allerdings nicht ohne weiteres hinzunehmen. Fehlt es der Kommune an der erforderlichen Mehrheit, 
hat sie anderweitig darauf hinzuwirken, dass das Statut in einer ihrer Rechtsbindung angemessenen 
Weise angepasst wird. Sollte dies nicht gelingen, ist zu prüfen, ob die gemeindewirtschaftliche 
Betätigung in der beabsichtigten Form dennoch erforderlich und damit ausnahmsweise zulässig ist. 
Daher sieht § 102 Abs. 2 Satz 2 GO vor, dass die Kommunalaufsichtsbehörde im Einzelfall 
Ausnahmen von den Gründungsvoraussetzungen erteilen kann. 
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☒ Die Haftung findet sich infolge der Wahl der Rechtsform auf die Einlage in 

Höhe von 25 TEUR begrenzt. 

☐ Darüber hinausgehend besteht eine Einzahlungsverpflichtung in Höhe von 

[Höhe der Einzahlungsverpflichtung] Euro, und zwar aus folgenden Gründen: 

[Begründung der Einzahlungsverpflichtung]. 

Eine Nachschusspflicht20 besteht 

☒ nicht 

☐ in Höhe von bis zu [Höhe der Nachschusspflicht] Euro: [Darlegung und 

Begründung der Nachschusspflicht]. 

 

c) Sicherung eines angemessenen Einflusses der Kommune (§ 102 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 3 bis 5 GO) 

☒ Es wird ein Aufsichtsrat oder ein entsprechendes Überwachungsorgan 

errichtet: § 8. 

☒ Ihm oder der Gesellschafterversammlung sind die Entscheidungen über 

Angelegenheiten nach § 28 Satz 1 Nr. 18 GO vorbehalten. 

☐ Auf die Errichtung eines Aufsichtsrats wird verzichtet. Ein angemessener 

Einfluss der Kommune wird gewährleistet, indem [Begründung]. 

 

Der Kommune wird das Recht eingeräumt, 

☒ Mitglieder in den Aufsichtsrat oder in ein entsprechendes 

Überwachungsorgan zu entsenden:21 § 8 Abs. 2 

☒ und den entsandten oder auf ihre Veranlassung hin gewählten Mitgliedern 

Weisungen zu erteilen: § 8 Abs. 3. 

☒ Das Weisungsrecht erstreckt sich zumindest auf die Steuerung des 

Unternehmens zur Erreichung strategischer Ziele: § 8 Abs. 3. 

☐ Das Entsende- und Weisungsrecht wurden nicht festgeschrieben, da es 

sich um einen obligatorischen Aufsichtsrat handelt. 

                                                           
20 Bei der Übernahme einer Nachschusspflicht handelt es sich um eine Verpflichtung aus einem 
Gewährvertrag im Sinne des § 86 Abs. 2 bzw. des § 95 h Abs. 2 GO. Sie ist zur Wahrnehmung 
gemeindlicher Aufgaben zulässig, bedarf aber der Genehmigung durch die 
Kommunalaufsichtsbehörde, sofern sie nicht durch die Landesverordnung über die 
Genehmigungsfreiheit von Rechtsgeschäften kommunaler Körperschaften vom 8. Januar 2007 
(GVOBl. S. 14), zuletzt geändert durch Verordnung vom 2. Dezember 2012 (GVOBl. S. 404) 
genehmigungsfrei gestellt ist. 
21 Die gemeindliche Gesellschafterin soll bei der Besetzung des Aufsichtsrats, Frauen und Männer 
jeweils hälftig berücksichtigen (§ 15 Abs. 1 des Gleichstellungsgesetzes – GStG). Das Gebot der 
paritätischen Besetzung gilt allerdings nur in dem Umfang, wie Mitglieder der Überwachungsorgane 
durch einen Träger der öffentlichen Verwaltung zu besetzen sind (§ 2 Abs. 1 GStG). Etwaige private 
Mitgesellschafter sind daran nicht gebunden. Da die gemeindliche Gesellschafterin durch das ihr 
eingeräumte Weisungsrecht (§ 25 Abs. 1 GO i. V. m. Gesellschaftsvertrag bzw. Satzung) überdies 
Einfluss auf die Besetzung der Überwachungsorgane von Tochter- und Enkelgesellschaften nehmen 
kann, ist sie auch insoweit verpflichtet, auf eine paritätische Besetzung dieser Gremien hinzuwirken. 
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☒ Die Anzahl der von der Kommune zu entsendenden Mitglieder entspricht 

mindestens ihrem Anteil am Stammkapital der Gesellschaft. 

☒ Die Bürgermeister bzw. der Bürgermeister ist berechtigt, an der 

Gesellschafterversammlung zumindest teilzunehmen: § 6 Abs. 6. 

☒ Der Gesellschaftsvertrag bzw. die Satzung kann nur mit Zustimmung der 

Kommune geändert werden. Sie hält einen Anteil in Höhe von 100 % der 

Stimmen. 

☐ Es bestehen Sonderrechte von Minderheitsgesellschaftern, die nicht im 

Gesellschaftsvertrag oder in der Satzung geregelt sind, und zwar [Darlegung der 

Sonderrechte]. 

☐ Die Sicherung eines angemessenen Einflusses der Kommune wird im Statut 

nicht verankert, da [Begründung der Ausnahme von der 

Gründungsvoraussetzung]. 

 

d) Rechnungslegungspflichten und Prüfrechte (§ 102 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 GO und 

§ 11 des Kommunalprüfungsgesetzes – KPG)22 

☒ Der Jahresabschluss und der Lagebericht werden in entsprechender 

Anwendung der Vorschriften des Dritten Buchs des Handelsgesetzbuchs für 

große Kapitalgesellschaften aufgestellt und geprüft: § 16 Abs. 1. Auf Grund des 

laufenden Gesetzesänderungsverfahrens zu § 102 GO in Bezug auf die 

Nachhaltigkeitsberichterstattung wurde der aktuelle 

Gesetzesänderungsvorschlag berücksichtigt, da mit einer Verabschiedung 

vor Gründung der Gesellschaft gerechnet wird. Sofern es im 

parlamentarischen Verfahren noch zu Änderungen käme, wäre diese zu 

berücksichtigen. 

☒ Für die Jahresabschlussprüfung gelten die Vorschriften des KPG, soweit nicht 

eine Prüfung des Jahresabschlusses durch andere gesetzliche Vorschriften 

vorgeschrieben ist:23 § 16 Abs. 1. 

☒ Sofern keine Prüfung nach dem KPG erfolgt, ist im Rahmen der 

Jahresabschlussprüfung zusätzlich die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der 

Geschäftsführung zu beauftragen sowie die Übersendung des Prüfungsberichtes 

und ggf. des Konzernprüfungsberichtes an die Kommune festgeschrieben:24 § 16 

Abs. 3 sowie § 14. 

☒ Der Kommune und der für die überörtliche Prüfung zuständigen 

Prüfungsbehörde sind die in § 54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes (HGrG) 

vorgesehenen Befugnisse eingeräumt worden:25 § 16 Abs. 4. 

                                                           
22 Gilt nicht für nicht wirtschaftliche privatrechtliche Vereinigungen (§ 105 GO). 
23 Festschreibung einer Prüfung nach dem KPG entsprechend dem Wortlaut des § 11 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 bzw. des § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 KPG. 
24 Forderung aus § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 KPG, die Rechte nach § 53 Abs. 1 HGrG auszuüben, hier 
die beiden wesentlichen Rechte bzw. Forderungen nach § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 3 HGrG. 
25 Vorgabe bzw. Hinwirkungspflicht aus § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 KPG. 
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☐ Rechnungslegungspflichten und/ oder Prüfrechte werden im Statut nicht 

verankert, da [Begründung der Ausnahme von der Gründungsvoraussetzung]. 

 

e) Wirtschafts- und Finanzplanung (§ 102 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 GO)23 

☒ Für jedes Wirtschaftsjahr wird ein Wirtschaftsplan in sinngemäßer Anwendung 

der Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung aufgestellt: § 15. 

☒ Der Wirtschaftsführung wird eine fünfjährige Finanzplanung zugrunde gelegt: 

§ 15. 

☐ Eine Wirtschafts- und/ oder Finanzplanung wird im Statut nicht verankert, da 

[Begründung der Ausnahme von der Gründungsvoraussetzung]. 

 

f) Vergütungsoffenlegungspflichten (§ 102 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 GO) 

☒ Die Veröffentlichung der Bezüge der Geschäftsführung, des Aufsichtsrats und 

ggf. eines Beirates ist vorgesehen: § 16 Abs. 2. 

 

g) Rechte und Aufgaben der Beteiligungsverwaltung (§ 109 a GO) 

Die Beteiligungsverwaltung darf sich, soweit andere Rechtsvorschriften nicht 

entgegenstehen, jederzeit über Angelegenheiten der wirtschaftlichen 

Unternehmen, Einrichtungen und Beteiligungen informieren, an deren Sitzungen 

teilnehmen und Unterlagen einsehen. (§ 109 a Abs. 2 GO) 

☒ ist vorgesehen: § 14. 
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Das Blatt V ist nur von der Kommunalaufsichtsbehörde auszufüllen.  

 

Die Anzeige ist am [Eingangsdatum] bei der Kommunalaufsichtsbehörde 

eingegangen. Der Eingang der Anzeige ist der Kommune mit Schreiben vom 

[Ausfertigungsdatum] bestätigt worden.26  

☐ Die Anzeige enthält alle für die Beurteilung des Vorhabens erforderlichen 

Unterlagen.  

☐ Die Kommune wurde mit Schreiben vom [Ausfertigungsdatum] aufgefordert, 

folgende Unterlagen ergänzend zu übersenden:  

[nachgeforderte Unterlagen]. 

 

☐ Dem Vorhaben ist mit Schreiben vom [Ausfertigungsdatum] wegen der 

Verletzung von Vorschriften des 3. Abschnitts des Sechsten Teils der 

Gemeindeordnung widersprochen worden.27 

☐ Die Kommunalaufsichtsbehörde hat gegenüber der Kommune mit Schreiben 

vom [Ausfertigungsdatum] erklärt, dass sie dem Vorhaben nicht widersprechen 

wird bzw. nicht widerspricht.  

☐ Die Prüfungsfrist nach § 108 Abs. 1 Satz 4 GO ist ohne Widerspruch der 

Kommunalaufsichtsbehörde verstrichen.  

☐ Zusätzlich hat die Kommunalaufsichtsbehörde gegenüber der Kommune 

folgende Entscheidungen durch Verwaltungsakt getroffen:28 

[weitere Entscheidungen der Kommunalaufsichtsbehörde]. 

                                                           
26 Die Kommunalaufsichtsbehörde soll den Eingang der Anzeige und deren Vollständigkeit 
unverzüglich bestätigen bzw. fehlende Unterlagen nachfordern. Die Kommunalaufsichtsbehörde kann 
weitere Unterlagen nachfordern, wenn diese zur Beurteilung des angezeigten Vorhabens erforderlich 
sind.  
27 Bei dem Widerspruch handelt es sich um ein Handlungsverbot, welches die Rechtswidrigkeit eines 
dennoch bzw. bereits gefassten Beschlusses zur Folge hat.  
28 z. B. Genehmigung der Aufnahme einer wirtschaftlichen Betätigung im Ausland (§ 101 Abs. 3 Satz 
2 GO) oder Genehmigung der Übernahme einer Nachschusspflicht (§ 86 Abs. 2 bzw. § 95 h Abs. 2 
GO). 


